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Hauptsatzung - Verlängerung der Genehmigung der Regelung des § 10 Abs. 2 Buchst. 
d) Hauptsatzung 
 
Beschlussvorschlag 
Die Stadt Norderstedt beantragt die Verlängerung der befristeten Genehmigung des § 10 
Abs. 2 Buchst. d) der Hauptsatzung ab 01.04.2006 bis zum 31.05.2008 nach § 135a GO 
(Experimentierklausel). 
Gleichzeitig sind die im Sachverhalt dargestellten Erfahrungen mit dieser Regelung dem In-
nenministerium zu berichten. 
 
 
Sachverhalt 
Die Genehmigung der 1999 eingeführte Regelung des § 10 Abs. 2 Buchstabe d) (damals e)) 
der Hauptsatzung: 
 

„d) die Bestellung von Vertreterinnen und Vertretern in Eigengesellschaften und anderen pri-
vatrechtlichen Vereinigungen, soweit die Beteiligung der Stadt einen Betrag von  5.000.000 € 
nicht übersteigt.“ 

 
wurde bei Genehmigung der Neufassung der Hauptsatzung 2003 bis zum 31.03.2006 befris-
tet. Da § 135a GO nur zeitlich begrenzte Ausnahmen von organisations- und gemeindewirt-
schaftsrechtlichen Vorschriften zulässt, muss die Genehmigung erneut befristet beantragt 
werden. 
 
Eine Genehmigung ohne Anwendung der Experimentierklausel ist nach dem Begleitschrei-
ben zur ursprünglichen Genehmigung von 1999 nicht möglich, da die gewählte Wertgrenze 
von 5.000.000 € so hoch ist, dass alle Gesellschaften der Stadt Norderstedt davon erfasst 
sind. Damit hat die Stadtvertretung hinsichtlich der Besetzung der Gremien der städtischen 
Gesellschaften faktisch auf jegliche Rechte verzichtet. Dies ist mit § 28 Nr. 20 GO (Vorbehal-
tene Aufgaben) nur unter Anwendung der Experimentierklausel vereinbar. 
 
Probleme mit der zur Verlängerung anstehenden Reglung sind nicht ersichtlich. Bei der Ent-
sendung von Mitgliedern in die Gremien der städtischen Gesellschaften handelt es sich um 
eine Beschlussfassung nach § 39 GO, nicht um eine Wahl nach § 46 GO. Unabhängig da-
von wurde die Besetzung der Gremien immer in Anlehnung an die Ausschussbesetzung im 
Wege der Verhältniswahl vorgenommen. Dies ist Konsens aller Fraktionen in der 
Stadtvertretung. 


